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Werſeburger Kreis Blatt.
Mittwoch den 16. Mai.

v

WVekanntmachungen.
Die Allerhöchſt anbefohlene Mobilmachung der Armee läßt den 8. 137 der Erſatz Jnſtruction 1858 in Kraft treten, welcher ſchreibt

Bei eintretender Mobilmachung der Armee oder eines Theils derſelben erliſcht die Ausſtandsbewilligung der einjähr. Freiwil-
ligen. Dieſelben ſind gehalten, ſich in dieſem Falle bei der Kreis Erſatz Commiſſion, in deren Bezirke ſie geſtellungspflichtig
ſind, inſofern ſie das militairpflichtige Alter erreicht haben ſogleich zu melden.

Die Meldung geſchieht bei dem Landrathe des Kreiſes als CivilVorſitzender der Kreis Erſatz Commiſſion. Die einjährig
Freiwilligen haben nach dieſer Anmeldung abzuwarten, bis ſie zur nächſten Kreis Erſatz Aushebung beordert werden.

Merſeburg, den 14. Mai 1866. Der Königliche Landrath Weidlich.
Nachrichten

für diejenigen Freiwilligen, welche in die Unteroffizier Schulen zu Potsdam und Jülich eingeſtellt zu werden wünſchen.

1) Die Unteroffizier Schulen haben die Beſtimmung, junge Leute, welche ſich dem Militairſtande widmen wollen, zu Unteroffizieren
für die Jnfanterie des ſtehenden Heeres heranzubilden.

2) Der Aufenthalt in der Unteroffizier Schule dauert in der Regel drei, bei beſonderer Brauchbarkeit auch nur zwei Jahre, in welcher
Zeit die Zöglinge gründliche militairiſche Ausbildung und Unterricht in alle Dem erhalten was ſie befähigt, bei ſonſtiger Tüch
tigkeit auch die bevorzugteren Stellen des Unteroffizierſtandes, als: Feldwebel c. zu erlangen und es ihnen ermöglicht, bei der
einſtigen Anſtellung als Militair-, reſp. Civil- Beamte die Prüfungen zu den geſuchteren Poſten abzulegen.

Der Unterricht umfaßt Leſen, Schreiben und Rechnen, deutſche Sprache, Anfertigung aller Arten von Dienſtſchreiben, mili-
tairiſche Rechnungsführung Geſchichte, Geographie, Planzeichnen und Geſang.

Die gymnaſtiſchen Uebungen beſtehen in Turnen, Voltigiren, Bajonettfechten und Schwimmen.
3) Der Aufenthalt in der Unteroffizierſchule an und für ſich giebt den Zöglingen keinen Anſpruch auf die Beförderung zum Unteroffizier

Solche hängt lediglich von der guten Führung, dem bewieſenen Eifer und der erlangten Dienſtkenntniß des Einzelnen ab. Die
vorzüglichſten Freiwilligen werden bereits als Unteroffiziere den reſp. Truppentheilen überwieſen.

4) Jn Bezug auf die Vertheilung der ausſcheidenden Zöglinge an die reſp. Truppentheile muß ſelbſtverſtändlich die Rückſicht auf das
Bedürfniß in der Armee vornehmlich maßgebend ſein. Es ſollen aber alle billigen Wünſche in Betreff der Ueberweiſung zu
einem beſtimmten Truppentheil nach Möglichkeit berückſichtigt und namentlich die aus Weſtphalen und der Rheinprovinz gebür
tigen Freiwilligen im Allgemeinen den heimathlichen Regimentern zugewieſen werden.

5) Die Zöglinge der Unteroffizierſchulen ſtehen unter den militairiſchen Geſetzen, wie alle andern Soldaten des Heeres.
nach ihrem Eintreffen bei der Unteroffizierſchule auf die Kriegsartikel verpflichtet.

6) Der in die Unteroffizierſchule Einzuſtellende muß wenigſtens 17 Jahre alt ſein, darf aber das 20. Jahr noch nicht vollendet haben.
7) Der Einzuſtellende muß mindeſtens 5 Fuß 1 Zoll groß, vollkommen geſund und frei von körperlichen Gebrechen und wahrnehmbaren

Anlagen zu chroniſchen Krankheiten ſein, auch nach Maßgabe ſeines Alters ſo kräftig und geſund erſcheinen, daß er die be
gründete Ausſicht gewährt bis zum Ablauf ſeiner Dienſtzeit in der Unteroffizierſchule vollkommen felddienſtbrauchbar zu werden.

8) Er muß ſich bis dahin tadellos geführt haben.
9) Er muß leſerlich und ziemlich richtig ſchreiben ohne Anſtoß leſen und die vier Spezies rechnen können.

10) Er muß ſich bei ſeiner Ankunft in Potsdam, reſp. Jülich dazu verpflichten, für jedes Jahr des Aufenthalts in der Unteroffizierſchule
zwei Jahre im ſtehenden Heere zu dienen. Außerdem hat derſelbe die geſetzliche dreijährige Dienſtzeit abzuleiſten, worauf jedoch
die Dienſtzeit in der Unteroffizierſchule angerechnet wird. Es würde ſich demnach beiſpielsweiſe die Dienſtverpflichtung eines
Freiwilligen, der wegen beſonders guter Führung und Ausbildung ſchon nach zweijährigem Aufenthalt in der Unteroffizierſchule
einem Truppentheil überwieſen wird, wie folgt geſtalten: zur Completirung ſeiner geſetzlichen dreijährigen Dienſtzeit noch ein
Jahr, für den zweijährigen Aufenthalt in der Unteroffizierſchule vier Jahre, mithin im Ganzen fünf Jahre.

Bei ſpäteren Verſorgungen wird ihm die in der Unteroffizierſchule zurückgelegte Dienſtzeit angerechnet.
11) Er muß mit ausreichendem Schuhzeug und 2 Hemden verſehen ſein; ingleichen mit 2 Thalern, um ſie nach ſeiner Ankunft in der

Unteroffizierſchule die nöthigen Utenſilien zur Reinigung der Armatur und Bekleidung beſchaffen zu können.
12) Behufs Aufnahme in eine der Unteroffizierſchulen hat ſich der betreffende perſönlich bei dem LandwehrBataillons Commando ſeiner

Heimath oder dem Commandeur der Unteroffizierſchule in Potsdam reſp. in Jülich zu melden. Es ſind dabei folgende

Sie werden

Papiere zur Stelle zu bringen:
a) der Taufſchein,
b) Führungs Atteſte ſeiner Ortsobrigkeit und ſeines Lehr oder Brodherrn,
c) die Zuſtimmung ſeines Vaters oder Vormundes zum Eintritt in die Unteroffizierſchule, beglaubigt durch die Ortsbehörde.

Dieſelbe kann auch durch die mündliche protocollariſche Erklärung dieſer Perſonen beim LandwehrBataillons Commando
reſp. bei dem Commandeur der betreffenden Unteroffizierſchule erſetzt werden,

und erfolgt ſodann eine Prüfung im Leſen, Schreiben und Rechnen, ſowie die ärztliche Unterſuchung.
13) Sind Prüfung und Unterſuchung günſtig ausgefallen, ſo hat der Freiwillige einer baldigen vorläufigen Benachrichtigung über An

nahme oder Nichtannahme entgegen zu ſehen. Die definitive Entſcheidung, reſp. Einberufung erfolgt bis Mitte Auguſt jeden Jahres.
14) Die Einſtellung von Freiwilligen in die Unteroffizierſchulen findet in der Regel jährlich einmal und zwar im Monat October ſtatt.

Wer jedoch wegen Vollzähligkeit zu dieſem Termine nicht aufgenommen werden konnte, darf hoffen, bei entſtehenden Vakanzen
bis Ende des Jahres, andernfalls im nächſten October beſtimmt eingeſtellt zu werden vorausgeſetzt, daß derſelbe dann noch

allen r 98glihreitig anzugeben ob derſelbe in Potsdam oder Jülich eingeſtellt zu
15) Bei der ad 12 gedachten Anm a reiwillige

werden wünſcht, welcher Wunſt der ie beiden Unteroffizierſchulen möglichſt berückſichtigt werden wird.
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Die aus Weſtphalen und der Rheinprovinz angemeldeten,
ſtellung in die Unteroffizierſchule in Jülich.
Berlin den 17. April 1866.

reſp. gebürtigen Freiwilligen, gelangen im Allgemeinen zur Ein

Krieg sMiniſterium.“ von Roon.

Einquartierung. Die Bequartierung der Miethbewohner
hiefiger Stadt wird vielleicht vom nächſten Donnerſtag oder Freitag
ab erfolgen, was hiermit bekannt gemacht wird.

Merſeburg, den 14. Mai 1866.

Der Magiſtrat.Bekanntmachung. Auf Trichinen haben nicht unterſuchen
laſſen

in der Woche vom 6. bis 12. d. M.
der Fleiſchermeiſter Brandin 2 Schweine,
der Fleiſchermeiſter Möhring 1 Schwein,
der Fleiſchermeiſter Peuſchel (Neumarkt) 2 Schweine,
der Fleiſchermeiſter Weidling 1 Schwein.

Merſeburg, den 14. Mai 1866.
Die PolizeiVerwaltung.

Auction.
Mittwoch den 16. d. M. ſoll eine Partie zum Nachlaſſe des

Korbmachermeiſters Gottlob Schumann von hier gehörige unge-
ſchälte Korbmacher- Weiden im Wege der Auction verkauft
werden.

Die Auction beginnt Vormittags 10 Uhr bei der hieſigen Damm-
Mühle in der Wagnergaſſe.

Merſeburg den 14. Mai 1866.
Königliches Kreisgericht.
Nothwendiger Verkauf.

Folgende, dem Oeconomen Friedrich Karl Eduard Vogel von
Kauern, jetzt in Leipzig, gehörigen Grundſtücke, als:

1) das unter Nr. 3 Vol. I. pag. 33 des Haushypothekenbuchs
von Kauern ingetragene, im Dorfe Kauern belegene, sub
Nr. 4 kataſtrirte Wohnhaus mit Hof, Garten und Gemeinde-
lande, unbeſchockt,

2) nachſtehende, in der Flur Kauern gelegene und unter Nr. 3
des Flurhypothekenbuchs von Kauern eingetragene Feld-
grundſtücke:

I. ein dreiartiges halbes Viertellandes, als:
a) Nr. 7 a. b. des Flurbuchs, in der Untermarke,
b) Nr. 85 des Flurbuchs, Obermarke,
c) Nr. 202 des Flurbuchs, das Gienfeld im Steinberge,

II. Reſt eines dreiartigen halben Viertellandes als:
a) Nr. 77 des Flurbuchs in der Obermark,
b) Nr. 86 des Flurbuchs, das mittlere Feld daſelbſt,
c) Nr. 247 des Flurbuchs, die Längen, ſüdlicher Theil,

III. eine dreiartige Achtelhufe Feldes, als:
a) Nr. 43 b. des Flurbuchs, Obermarke,
b) Nr. 135 a. b. des Flurbuchs, Untermarke,
e) Nr. 190 des Flurbuchs, Gienfeld, Steinberge,
d) Nr. 224 des Flurbuchs, die Längen,

IV. ein Planſtück von 4 Morgen 178 QRuthen in der Unter-
glauer Marke Nr. 80 der Karte,

V. Acker 44 QRuthen Feldes oder 1 Morgen 152 QRu-
then die Steinberge, Nr. 164, 165, 166 des Flurbuchs,

3) das in der Flur Thalſchütz gelegene, unter Nr. 22 des Flur-
hypothekenbuchs von Thalſchütz eingetragene Feldgrundſtück
Planſtück Nr. 2 der Karte von 5 Morgen 137 QRuthen an
der Kauern'ſchen Flur

abgeſchätzt auf 4568 Thlr. zufolge der nebſt Hypothekenſchein in
unſerer Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſollen

am 17. September d. J., von Vormittags 11 Uhr ab,
an ordentlicher Gerichtsſtelle, Zimmer Nr. 1, ſubhaſtirt werden.

Gläubiger, welche wegen einer aus dem Hypothekenbuch nicht
erſichtlichen Realforderung aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen,
haben ihren Anſpruch bei dem Subhaſtationsgerichte anzumelden.

Lützen, den 22. April 1866.
Königl. Kreisgerichts-Commiſſion, Erſten Bezirks.

Thüringische Eisenbahn.
Unter Hinweis auf 8. 10 unſeres Betriebs Reglements machen

wir hierdurch bekannt, daß wir außerordentlicher Verhältniſſe wegen
vom 14. d. M. ab und bis auf Weiteres eine Garantie für Ein
haltung der reglementsmäßigen Lieferfriſten bezüglich des zur Be
förderung in unſerem Bahnbereiche aufgegebenen Frachtgutes nicht
zu übernehmen vermögen.

Erfurt, den 12. Mai 1866.
Die Direction

der Thüringiſchen Eiſenbahn Geſellſchaft.

Kleie-Perkauf.
60 Ctr. Roggenkleie à Ctr. 1 Thlr. liegen zum Verkauf bei

Julius Billhardt in Pörbit.

Bekanntmachung.
In Folge höherer Beſtimmung wird das unterzeichnete Haupt

Steuer Amt
den 28. Mai d. J., Vormittags 10 Uhr,

in ſeinem Geſchäftslocale die Chauſſeegeldhebeſtelle bei Holleben an
der Halle Lauchſtädter Chauſſee gelegen, welche nach einem 3 jährigen
Durchſchnitt eine Einnahme von 1387 Thlr. 26 Sgr. 9 Pf. gewährt
hat, unter Vorbehalt des Zuſchlags des Herrn Provinzial Steuer
Directors in Magdeburg vom 1. Juli d. J. zur Pacht ſtellen.

Nur ſolche Perſonen werden zum Bieten zugelaſſen, welche ihre
Dispoſitionsfähigkeit nachweiſen und vor Beginn des Licitationster
mins 100 Thlr. baar oder in annehmbaren Staatspapieren bei uns
niederlegen.

Die Pachtbedingungen ſind in unſerer Regiſtratur während der
Dienſtſtunden einzuſehen.

Halle, den 8. Mai 1866.
Königliches Haupt Steuer Amt.

Nutzholz-Auetionen
im Gräfl. reſp. Freiherrlich von Werthern'ſchen

Communforſte.
1) Donnerſtag den 31. Mai

auf dem Garnbacher Revier in dem Schlage am Schweins-
hof bei den Siebenlinden an der Straße:

170 Stück Eichen mit 8205e“. Dabei ſind 14 Stück über
je 100e“ haltend, auch 10
Stück, welche 610e“ reines
Böttcherholz geben und 2
Mühlenwellen.

38 Stück Buchen mit 1171e“
38 Birkfken 470e
3 Aspen 49e“140 Riüſtern,

45 Langwieden,
30 Lipen.2) Freitag den 1. Juni

auf dem Burgwendener Revier, Schlag an der Wolfs-
grube (an der Burgwenden-Loſſaer Straße in der Nähe des

Waldhäuschens) und im Erbslande:
92 Stück Eichen mit 2781e“

15 Buchen 172e
76 Birken 643e“ J6 e Linden 323e“, davon hält eine 104e“ bei

23“ Stärke u. 36“ Länge.
3) Sonnabend den 2. Juni

auf dem Rettgenſtetter Revier im Schlage am Kuhkopfe:
106 Stück Eichen mit 3300e

46 e Buchen 522e
10 Birken 86e60 Peflugrüſter.

Die Verkäufe an den Meiſtbietenden beginnen jedesmal früh 9
Uhr an Ort und Stelle.

Die Bedingungen werden vor Beginn des Verkaufs bekannt ge
macht und wird nur noch bemerkt, daß auf Verlangen der Forſtver-
waltung die Käufer des Kaufpreiſes ſofort nach erfolgtem Zu
ſchlage anzuzahlen haben ſowie, daß Abfuhr und Zahlung auch wäh
rend der Auction erfolgen können. Die ſämmtlichen Hölzer ſind gut
abzufahren. Wiehe, den 11. Mai 1866.

Die Forſtverwaltung.
We Ein braunes Stutenpferd, 8 Jahr alt, ſteht bei mir

um Verkauf. A. Hartrodt, Fleiſchermeiſter.

Pferde- Verkauf.
3 Stück fehlerfreie, geſunde und kräftige Pferde ſtehen zu

verkaufen.

RNittergaſſe Nr. 153.Merſeburg.
Ein Paar Läuferſchweine ſtehen zu verkaufen Damm-

gaſſe 671.

Die parterre Etage, Unteraltenburg Nr. 722, beſtehend aus
7 heizbaren Stuben und ſonſtigem Zubehör, auch für 4 Pferde
Stallung und Wagenremiſe, iſt von jetzt ab zu vermiethen und 1.
October d. J. zu beziehen.

Höhne, Sergeant und Regiments Schneider.

erreie

8 Pf.
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Vorherige Frforderniſſe: detaillirte und wahrheitsgetreue Zuſchriften, Einſendung der Photographien und einer Einſchreibegebuhr von
2 bis 10 Thlr. je nach Stand und Anſprüchen.

Halsbräune und Croup h ar nern Sſerwar bgilentr p ein ſeit länger als 20 Jahren erprobtes einfaches und
von jedermann anzuwendendes Verfahren, ſehr wichtig bei dieſen faſt ſtets lebensgefährlichen Krankheiten, gegen welche die Aerzte noch
immer kein ſpezifiſches Mittel haben wird gegen vorherige Einſendung von 3 Thlr. vermittelt reſp. mitgetheilt durch Commiſſionair
Ad. Kühn in Apolda.

Dy Für Auswanderer.
h Vorzügliche Schiffsgelegenheiten von Bremen nach Nord Amerika werden nachgewieſen und hierzu gültige

Schiffs Contrakte abgeſchloſſen und vermittelt durch
Merſeburg 1866. C. Heyne, conceſſionirter Agent.

I Geſchäfts Anzeige.
Mit Gegenwärtigem erlaube ich mir einem geehrten hieſigen und auswärtigen Publikum ergebenſt anzu

zeigen daß ich von jetzt ab Lager von verzinnten Eiſenblech-Geſchirren, als Waſſerkeſſel zum
Einhängen und mit flachem Boden, Fleiſch und Gemüſetöpfe, Caſſerole, Schöpfkellen u.
ſ. w. halte und empfehle dieſelben zu billigen aber feſten Preiſen.

C. G. Hörichs, Burgſtraße 289.
Aachener und Stünchener Feuer- Perſicherungs- Geſellſchaft.

Der Geſchäftsſtand der Geſellſchaft ergiebt ſich aus den nachſtehenden Reſultaten des Rechnungs Abſchluſſes für das Jahr 1865:

Srundkapital Thlr. 3,000,000.Prämien und Zinſen Einnahme für 1865 excl. der Prämien für ſpätere Jahre) 1,957,535. 5

Prämien Reſerven 2,924,753. 23Thlr.
Verſicherungen in Kraft am Schluſſe des Jahres 1865

Merſeburg, den 1. Mai 1866.

7,882,288. 28
1,070,076,587.

Die Agenten der Geſellſchaft:
in Merſeburg C. W. Klingebeil, Kaufmann;
in Lauchſtädt A. A. Gutke, Magiſtrats Expedient;
in Lützen A. Guichard, Oekonom;
in Schkeuditz W. Schröter, Kaufmann.

Ausländiſche Caſſen- Anweiſungen
werden an Zahlungsſtatt für voll angenommen von

F. ScChöntöchtk.
e
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Feuer-Aſſecuranz- Verein in Alkona.
Gegründet 1830.Dividende 1964 58

Deitiger Reservefonds 120,000 Thlr.
Unſere General Agentur für den Regierungsbezirk Merſeburg übertrugen wir Herrn H. Albert daſelbſt, was wir hiermit

zur öffentlichen Kenntniß bringen.

Berlin, den 12. Mai 1866. Die Subdirection G. Helbig.
Bezugnehmend auf Obiges erlaube ich mir den Feuer Aſſecuranz Verein in Altona mit dem Bemerken zu empfehlen, daß

derſelbe, weil auf gleichem Prinecip wie die Credit- Vereine baſirend, den alljährlich erzielten Reingewinn ſeinen Jn
tereſſenten ſtets zurück gewährt. Es repräſentirt derſelbe pro 1864 z. B.

eine Dividende von 58
Der Verein ſammelt ferner einen Reſervefonds, der zur Zeit bereits die Höhe von

120,000 Thalern
erreicht hat und der alljährlich um des Reingewinnes vergrößert wird.

Zu jeder weiteren Auskunft bin ich gern erbötig.

F. Alhert.General Agent des Feuer Aſſecuranz Vereins in Altong,
für den Regierungsbezirk Merſeburg.

NB. Für den Verein werden überall Vertreter unter eoulanten Bedingungen geſucht.
Ein Wispel Futterkartoffeln ſind billig abzulaſſen bei Neue Matjes- Heringe empfiehlt

r e Worgenroth M. Klingebeil, Gotthardtsſtraße.
Coaks für Feuerarbeiter à berl. Scheffel 5 Sgr. t rer rerDie erſten neuen Matjes Heringe ſind angekommen, ſehr fett,

Weſerlachs, Kieler Speckbücklinge, ruſſ. großkörnigen Caviar, delicaten
Limburger und Schweizer Käſe Apfelſinen und Citronen empfiehlt

Gottfried Hädrich
an der Stadtkirche.

Ferdinand Scharre, Neumarkt.
Seht ſchöne große ſühe böhmiſche Tafelpflaumen à Pfd. 2 Sgr.

8 Pf. im ganzen billiger große Rittergaſſe 156.
L. Patzſchke.
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Holz Auction.
Künftigen Donnerſtag den 17. Mai Nachmittags 2 Uhr, ſollen

auf den Bauplatze des Maurers Doſt an der Halleſchen Chauſſee eine
Partie Hauſpäne gegen gleichbaare Zahlung verkauft werden.

Colle forte liquide de Regard
à Paris,

à PFlasche 5 Sgr.
Weißer flüſſiger Leim von vorzüglicher Bindekraft.

Es iſt das Beſte, was bis jetzt in den Handel kam, um Holz-
und Pappgegenſtände u. ſ. w. auf kaltem Wege dauerhaft zu leimen.

Alleiniges Depöt für Merſeburg bei
Guſtav Lots.

SSelterſer- u. SodaWaſſer
in vorzüglicher Qualität und ſtets friſcher Füllung offerirt
zu möglichſt billigen Preiſen

Merſeburg. Heinr. Schultze jun.,Mineralwaſſer Anſtalt.

Hiermit erlaube ich mir die ergebene Anzeige, daß während
meiner Einberufung zur Fahne meine authographiſche und litho-
graphiſche Druckerei unter Leitung meines Vaters fortgeſetzt wird.

A. Trillhaaſe, Steindruckerei Beſitzer.
Burgſtraße 292 beim Kaufmann Herrn Seidel.

Dr. Werner wurde 141 Jahe alt!
Er iſt der Erfinder der berühmten

schwedischen Lebensess en.
e Ueber die ſeit 30 Jahren in den meiſten Krankheiten be-

währte wunderbare Heilkraft dieſer Eſſenz handelt ein Büchlein:
„Dr. Werner's Wegweiſer für alle Kranke“

auf welches wir Leidende jeder Art dringend aufmerkſam
machen da es, was mehr als 20000 vorhandene Dankſagungs-

ſchreiben beſtätigen überall den richtigſten Weg zu raſcher
Hilfe und Geneſung zeigt.

Man bekommt dieſes Buch in jeder Buchhandlung für
6 Sgr.

Die amtliche Anwendung des Hoff ſchen Malzextract
Geſundheitsbiers in den Krankenſpitälern in Marſeille.

Die Verwalter der Hoſpitäler zu Marſeille haben beſchloſſen,
das Hoff'ſche Malzextrakt- Geſundheitsbier auch bei ihren Kranken
in Anwendung treten zu laſſen. Herr de Maupas, der mit der
Verwaltung des „„Departement des Bouches da Rhöne““ beauf-
tragte Senator, ſchreibt in dieſer Beziehung unterm 28. September
c. aus Marſeille an das Hoff'ſche Generaldepot in Paris')

Jch bitte Sie daher, die betreffende Sendung ge-
fälligſt direkt an deren Adreſſe „Häötel Dien in Mar-
ſeille“ gelangen zu laſſen.“

Le senateur,
chargé de Vacademie du Dept. d. B. d, R.

(signé) de MIaupas.
Preſecture des Bouches du Rhöne.
I. Division, I. Bureau Marseille 23. Sept. 1368.

Wir erinnern daran daß mit obiger Filiale des Hoflieferanten
Herrn Johann Hoff in Berlin das Kaiſerlich Franzöſiſche Kriegs
miniſterium in Unterhandlung zu regelmäßiger Lieferung von Hoff
ſchem Malzextrakt Geſundheitsbier an die Militärhoſpitäler zu Paris
getreten, und ſchließlich der Fabrikant ſelbſt dahin beauftragt worden
iſt, einen feſten Lieferungs Contract abzuſchließen. Die nach geſche-
henem Contractabſchluß in großartigem Maßſtabe erfolgten Trans-
porte erwieſen ſich als ſehr wohlthätig für die kranken Hoſpitaliten,
und andere Heilanſtalten ſind dem Beiſpiele der Militairhoſpitäler
nachgefolgt.

Niederlage in Merſeburg bei

Mittwoch den 23. Mai
in dem hieſigen Riſchgarten Locale ſtatt.

Merſeburg, den 14. Mai 1866.
Aug. Querfurth, Obermſtr.

Eine Cigarrenſpitze in Lederfutteral, Türkenkopf, von Meerſchaum,
iſt verloren gegangen. Gegen Belohnung abzugeben in der Exped. d. Bl.

Für Militair.Echten Brandenburger Schmierlack, Putzſtein, Putzkalk grau und
weiß, Zinkweiß, Weßler Thonkugeln, alle Sorten Auftrag Meſſing
und Glanzbürſten empfiehlt

e L. A. Weddy, Markt Nr. 24.Am Pfingſtmontage, am 21. Mai d. J. iſt ſeit der Eröffnung
der Gewerbe und Jnduſtrie Ausſtellung ein Jahr verfloſſen. Wir
beabſichtigen, dieſen Jahrestag, Nachmittags 3 Uhr, durch die
Enthüllung u. Einweihung des Denkſteins auf dem Kinderplatze zu
feiern. Die Bürger und Einwohner Merſeburgs, insbeſondere die
geehrten Herrn Comitémitglieder und Vertrauensmänner laden wir
zu einer möglichſt zahlreichen Betheiligung bei dieſer Feier ganz er
gebenſt ein.

Merſeburg den 14. Mai 1866.
Der Vorſtand des Comités

für die erſte Sächſ. Thür. Gewerbe u. Jnduſtrie-Ausſtellung.
Jordan.

Zahnleiden! Wer an den unſäglichen
Qualen des Zahnſchmer

N zes leidet und vergeblich nach Hilfe ſucht, der kann ſich jetzt
durch das ausgezeichnete und berühmte Buch von Dr. Lim-
bar: „Der JZahnſchmerz, ſeine verſchiedenen
Urſachen und ſeine gründliche Heilung durch
einfache, aber erprobte Mittel.“ (Preis 6 Sgr.)

J in allen Fällen ſichere und raſche Hilfe verſchaffen. Dieſes
anerkannt vortreffliche Buch iſt in allen Buchhandlungen zu
bekommen.

Feuerverſ icherungsbank fü r Deutſ chland in G otha.
Nach dem Rechnungsabſchluſſe der Bank für 1865 beträgt die

Erſparniß für das vergangene Jahr

63 Procent
der eingezahlten Prämien.

Jeder Banktheilnehmer in hieſiger Agentur empfängt dieſen
Antheil nebſt einem Exemplar das Abſchluſſes vom Unterzeichneten,
bei dem auch die ausführlichen Nachweiſungen zum Rechnungsab
ſchluſſe zu jedes Verſicherten Einſicht offen liegen.

Denjenigen, welche beabſichtigen, dieſer gegenſeitigen Feuer
verſicherungs Geſellſchaft beizutreten, giebt der Unterzeichnete bereit
willigſt desfallſige Auskunft und vermittelt die Verſicherung.

Merſeburg, den 14 Mai 1866.
Otto Peckolt

Agent der Feuerverſicherungsbank f. D. in Gotha
wer

Aechte Kuhpocken-Lymphe in Röhrchen
für zwei Personen zu 3 Thalern ver-
schicke ich unter Garantie der Haf-tung. Berlin Dorotheenstrasse 64.

Dr. Pissin.
nzen zu haben beim Hausmann Eimermacher

zu Merſeburg Heuſchkels Berg.
Alle ausländiſche Kaſſen Anweiſungen werden

bei mir in Zahlung zum vollen Werthe angenommen.

Philipp G sen.Ehrenerklärung.
Jch erkläre den Handarbeiter Traugott Andreas Becker für einen

reellen ordentlichen Mann. A. Winkler.Merſeburg den 14. Mai 1866.
Kirchennachrichten von Merſeburg.

Dom. Getrauet: der Trompeter bei der 1. Escadron Kgl. Thür. Huſ.
Reg. Nr. 12 Müller mit A. Ziegler hier.

Stadt. Geboren: dem Lohndiener Beyer ein Sohn dem Schloſſermſtr.
Gärtner ein Sohn dem Kgl. Poſtſecretair Müller eine Tochter dem Schmiedegeſ.
Schmidt ein Sohn dem Bürger und Klempnermſtr. Thomas ein Sohn ein
außerehel. Sohn, Geſtorben: die Ehefrau des Webermſtr. Gräfe, 55 J, 10
M. alt, an Bruſtkrankheit.

Neumarkt. Geboren: dem Handarb. Trautmann in Venenien ein Sohn.
Geſtorben: der Handelsmann Lindner, 73 J. alt, an Altersſchwäche.
Altenburg. Geboren: dem Tiſchler Berger ein Sohn dem Schneidermſtr.

Jauckus ein Sohn. Geſtorben: der Haus und Steinbruchsbeſ. Baar, 55
J. 3 W. alt, an Verzehrung,

Nächſten Donnerſtag den 17. Mai, Vormittags 11 Uhr, ſoll in
der Altenburge r Kirche allgemeine Beichte und Abendmahl gebalten werden.

Die Prov. Corr. ſchreibt
Ueber die öſterreichiſchen Vorſchläge in Betreff Schleswig Hol

ſteins brachte der „Staats Anzeiger“ jüngſt folgende Mittheilung
Auf die öſterreichiſche Depeſche vom 26. v. M., welche die

Vorſchläge zu einer definitiven Regelung der Schleswig Holſteiniſchen
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Frage enthält, iſt eine amtliche Antwort noch nicht erfolgt. Die
Wichtigkeit der Frage erfordert eine eingehendere Erwägung. Ein
preußiſcher Gegenvorſchlag muß ſich auf einem andern Boden be-
wegen als die öſterreichiſchen Vorſchläge, welche den Wiener Frieden
und den Gaſteiner Vertrag ignoriren. Preußen hält an dieſen Ver-
trägen und den daraus erworbenen Rechten feſt wie Oeſterreich eine
in Ausſicht geſtellte Entſcheidung durch den Bund damit vereinigen
will, iſt nicht abzuſehen. Preußen ſeinerſeits kann nicht geſonnen
ſein den in Gemeinſchaft mit Oeſterreich erkämpften und den durch
völkerrechtliche Verträge erworbenen Beſitz von anderer Entſcheidung
als der eigenen freien Entſchließung abhängig zu machen.

Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ äußert ſich über jene
Vorſchläge wie folgt:

Die öſterreichiſche Depeſche vom 26. v. M. in der Schleswig-
Holſteiniſchen Frage ſtellt an unſer Cabinet Zumuthungen, die uns
in Erſtaunen ſetzen.

Preußen ſoll auf ſeine durch einen blutigen Krieg mit Dänemark
gemachten Erwerbungen zu Gunſten eines Dritten verzichten und zur
Schwächung der Machtſtellung der Monarchie eine neue Souveraine-
tät im Norden Deutſchlands aufrichten.

Dieſe Zumuthung an eine Großmacht nennt Oeſterreich einen
ehrenvollen Vorſchlag!

Als Lohn für die Etablirung eines kleinen Fürſten, ſoll Preu-
ßen von dieſem und dem Bunde die Erlaubniß erhalten, die mili-
rairiſchen Stellungen von Sonderburg, Kiel und Rendsburg letztere
als Bundeshafen und Bundesfeſtung, definitiv zu erwerben. Ebenſo
ſoll es Preußen erlaubt ſein ſich die Landabtretung zur Befeſtigung
von Düppel und Alſen von dem künftigen Landesherrn auszubedingen.

Desgleichen ſoll Preußen verſtattet ſein, durch eine Convention
mit dem künftigen Landesherrn der Herzogthümer die Leiſtungen
derſelben für die preußiſche Marine, welche Deutſchland zu ſchützen
hat, zu regeln.

Zu einer Convention betreffs der Schleswig Holſteiniſchen Land
truppen wird die Erlaubniß nicht ertheilt!

Dafür aber iſt die Freiheit gewährt, den Nord Oſtſee- Kanal
für die Herzogthümer zu bauen, auch die Telegraphen Etappenſtraße
durch Holſtein zu benutzen welche die Verbindung mit den von
Preußen zum Schutze SchleswigHolſteins beſetzt zu haltenden mili-
rairiſchen Poſitionen herſtellen, auch ſoll der Eintritt Schleswig Hol-
ſteins in den Zollverein geſtattet werden.

Alle dieſe Vorſchläge ſind, näher betrachtet eigentlich nichts
weiter als die Forderung einer ganzen Reihe dauernder Leiſtungen
Preußens für die Herzogthümer.

Nachdem das Blut ſeiner Söhne die Herzogthümer von Dänemark
befreit, ſoll Preußen für ihre Vertheidigung in aller Zukunft Sorge tragen
und auch die Veranſtaltungen zu ihrer materiellen Entwickelung treffen.

Kurz Preußen wird zugemuthet, die Leiſtungen, die es für die
deutſchen Bundesgenoſſen ein halbes Jahrhundert hindurch, wir wiſſen
nicht mit welchem Danke, gewährt hat, einem neu zu gründenden
ſouverainen Staate zuzuſichern, und zwar einem Staate, deſſen von
Oeſterreich in Ausſicht genommener Fürſt die entſchiedenſte Abneigung
gezeigt hat, ſich an eine Staatskraft anzuſchließen, ohne deren Exi
ſtenz Deutſchland gar nicht gedacht werden kann.

Eine Antwort Preußens an die öſterreichiſche Regierung auf die
in Rede ſtehenden Vorſchläge iſt übrigens auch jetzt noch nicht erfolgt,
und die Angaben verſchiedener Blätter über eine bereits ertheilte
oder beabſichtigte Erwiderung ſind völlig aus der Luft gegriffen.

Die Rüſtungen Oeſterreichs ſind auch in der letzten Zeit mit
größeſtem Eifer und in allerausgdehnteſtem Maße fortgeſetzt worden,
und ſcheinen bereits ihrer Vollendung nahe. Dieſe Rüſtungen finden
nicht etwa blos in den ſüdlichen Provinzen des Kaiſerſtaates gegen
einen angeblich von Jtalien drohenden Angriff ſtatt, ſondern ſie
werden auch in andern Landestheilen, und in beſonders umfaſſender
Weiſe im Norden und zwar in der Nähe der preußiſchen Grenze
fortgeſetzt und beſchleunigt.

Jn Krakau, ſo wie in den Feſtungen Böhmens und Mährens
werden die Armirungs Arbeiten eifrigſt betrieben und bedeutende
Verpflegungsvorräthe angeſammelt. Durch Kaiſerliche Ordre vom
30. v. M. ſind die Urlauber bis zum 10. Dienſtjahre auch in den
an Preußen liegenden Grenzbezirken einberufen. Ganz beſonders in
Böhmen ſcheinen ſich große Heeresmaſſen zu ſammeln und es wird
gemeldet, daß auch bereits für die Nord Armee ein Oberbefehlshaber
und zwar in der Perſon des Feldzeugmeiſters von Benedek ernannt
worden ſei. Ein öſterreichiſches Blatt deutet an, daß das Kaiſexreich
„zwei koloſſale Armeen auf den Kriegsfuß ſtelle und im gegebenen
Augenblicke 800,000 Streiter und darüber wohlbewaffnet auf den
Beinen haben werde“. Nach den letzten Nachrichten eines der öſterrei-
chiſchen Regierung nahe ſtehenden Blattes iſt ſogar bereits der Befehl
ergangen, die ganze öſterreichiſche Armee auf Kriegsfuß zu ſetzen,

Peilage zum 39. Stück des Merſeburger Rreishblatts 1866.

und werde die Nordarmee ihren ausſchließlichen Vereinigungspunkt
an der böhmiſchſchleſiſchen Grenze haben.
Auch Sachſen fährt mit ſeinen Rüſtungen ohne Unterbrechung
fort und es ſind mehrfache Anzeichen dafür vorhanden, daß für ein
Zuſammenwirken der ſächſiſchen mit den öſterreichiſchen Truppen alle
Vorkehrungen getroffen werden.

Trotz der vor Augen liegenden Thatſache, daß Oeſterreich weder
blos zu ſeiner Vertheidigung, noch ausſchließlich gegen Jtalien rüſtet,
hat das Wiener Cabinet in einem Rundſchreiben an die auswärtigen
Mächte, in welchem es denſelben die zuletzt in dieſer Angelegenheit
an Preußen gerichtete Depeſche vom 26. April mittheilt, dennoch
die Behauptung aufrecht erhalten, daß die militairiſchen Maßnahmen
Oeſterreichs im ſtrengſten Sinne den Charakter der Vertheidigung
an ſich trügen und durch die Rüſtungen Jtaliens nothwendig ge
worden ſeien. Die Kriegsvorbereitungen Jtaliens ſind jedoch erwie-
ſenermaßen erſt durch die Oeſterreichs hervorgerufen worden. Seitdem
ſind dieſelben allerdings in großartigem Umfange und unter be-
geiſterter Theilnahme des ganzen Volkes betrieben worden. Gleich-
wohl hat laut einer Erklärung, welche der franzöſiſche Staatsminiſter
Rouher am 3. d. M. im dortigen Abgeordnetenhauſe abgegeben die
italieniſche Regierung der franzöſiſchen gegenüber ausdrücklich ver-
ſprochen ſeinerſeits Oeſterreich nicht angreifen zu wollen. Auch
meldet eine Depeſche aus Florenz vom 4. d. Mts. Oeſterreich habe
ſich bereit erklärt, ſeine Armee in Venetien auf vollſtändigen Frie-
densfuß zurückzuführen, wenn es verſichert ſein könnte, daß Jtalien
nicht die Abſicht habe, anzugreifen. Die italieniſche Regierung habe
die Erklärung wiederholt, ihre Rüſtungen hätten nur den Zweck
der Vertheidigung, und ſie ihrerſeits werde einen Krieg nicht anfangen.

Sachſen hat bekanntlich ſeit Beginn der Zerwürfniſſe zwiſchen
Preußen und Oeſterreich eine beſonders rührige Thätigkeit entwickelt
während die öffentlichen Kundgebungen aus Regierungskreiſen keinen
Zweifel darüber ließen daß die dortige Auffaſſung gegen Preußen
gerichtet ſei, kamen aus Sachſen auch die erſten Mittheilungen über
wirkliche Kriegsvorbereitungen im Zuſammenhange mit den öſter-
reichiſchen Rüſtungen.

Die preußiſche Regierung hatte nun bei den neueren Verhand-
lungen mit Oeſterreich die Erwartung ausgeſprochen, daß auch die
kriegeriſchen Vorbereitungen in den übrigen deutſchen Staaten einge-
ſtellt würden. Der öſterreichiſche Miniſter verſicherte dagegen daß
ſeines Wiſſens in dieſen Staaten nirgends zu wirklichen Rüſtungen
geſchritten worden ſei.

Jnzwiſchen hatte unſere Regierung jedoch die unzweifelhafte
Gewißheit erlangt, daß in Sachſen nicht blos „wirkliche“, ſondern
ſehr umfaſſende Rüſtungen ſtattgefunden hatten, daß unter Anderm
5000 Pferde angekauft waren.

Demzufolge wurde der preußiſche Geſandte in Dresden beauftragt,
bei dem Miniſter v. Beuſt Auskunft über den Grund und Zweck
dieſer Maßregeln zu verlangen für den Fall aber, daß dieſe Aus-
kunft ungenügend ausfalle, entſchiedene Maßregeln ſeitens Preußens
in Ausſicht zu ſtellen.

Der ſächſiſche Miniſter erklärte ſich auffallender Weiſe im erſten
Augenblicke außer Stande, Auskunft über die Rüſtungen zu geben

er müſſe erſt Erkundigungen darüber einziehen.
Jm weiteren Verfolg erklärte die dortige Regierung Urſache

der Rüſtungen ſei, zu verhindern, daß Sachſen in den Streit hinein-
gezogen werde, der Zweck ſei ferner, genügend kriegsbereit zu ſein,
falls am Bunde ein Antrag auf Kriegsbereitſchaft geſtellt werde,
feindliche Abſichten gegen Preußen ſtellt Sachſen beſtimmt in Abrede.

Man darf bezweifeln daß die preußiſche Regierung dieſe Aus-
kunft für genügend erachten werde, denn jene voreiligen Rüſtungen
ſcheinen die Hereinziehung oder vielmehr den freiwilligen Eintritt
Sachſens in den Streit vielmehr beſchleunigen als verhindern zu
ſollen ferner: um ſich auf den etwaigen Ruf des Bundes kriegs-
bereit zu machen, braucht man nicht ſchon vorher kriegsbereit zu ſein.

Die preußiſche Regierung dürfte hiernach auch die ſchließliche
Verſicherung Sachſens beurtheilen und ihre weiteren Entſchließungen
demgemäß faſſen.

Die Bundesverſammlung hat am vorigen Donnerstage den aus
9 Mitgliedern zu bildenden beſondern Ausſchuſſe gewählt, welcher
den preußiſchen Antrag auf Bundes Reform in Vorberathung
nehmen ſoll.

Die erſte Berathung dieſes Ausſchuſſes ſollte am letzten Sonnabend
ſtattfinden dieſelbe hat jedoch wegen Abreiſe des preußiſchen Bundes
tagsgeſandten, Herrn v. Savigny, welcher behufs nöthiger Beſpre-
chungen mit der Staatsregierung nach Berlin berufen iſt) einſtweilen
noch verſchoben werden müſſen.

Inzwiſchen hat die preußiſche Regierung ſich durch ein Rund-
ſchreiben vom 27. April gegen die Auffaſſung mehrerer anderen
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Regierungen, daß vor der Berathung über die Berufung einer Reichsvehammnng erſt eine Einigung der Regierungen über die Reform-

vorſchläge ſelbſt erzielt ſein müſſe, ſehr beſtimmt ausgeſprochen.
Unſere Regierung wird, wie ſchon angedeutet war, ihre Reform-

Vorlagen erſt dann einbringen, wenn der Zuſammentritt einer
Reichsverſammlung zu einem beſtimmten Zeitpunkt geſichert iſt.

Sie wird bei den vorläufigen Berathungen gern mittheilen auf
welche Gebiete des Staatslebens ſich ihre Vorſchläge erſtrecken werden:
es ſind größtentheils Fragen, welche ſich auf die Sicherſtellung der
höchſten Zwecke des Bundes beziehen, die Regierung wird ſich
auf die Anregung der allernothwendigſten Fragen beſchränken, um
dadurch den Erfolg zu erleichtern. Aber nach langjährigen Erfah-
rungen iſt eine Verſtändigung unter den Regierungen kaum zu er-
hoffen, wenn ſie ſich nicht ſelber eine Nöthigung dazu durch vorherige
Feſtſtellung des Termins für die Reichsverſammlung auferlegen. Die
preußiſche Regierung weiſt darauf hin, daß ſelbſt die neueſten Ge
fahren des Bundes und die Kriege mit Dänemark nicht im Stande
waren, die dringend nothwendige Reform der Bundeskriegsverfaſſung
und die Verhandlungen über die Küſtenvertheidigung und die deutſche
Flotte in Gang zu bringen.

Deshalb beſteht Preußen darauf, daß vor Beginn weiterer
ſachlicher Verhandlungen zuerſt die Berufung der Reichsverſammlung
feſtſtehe. Lehnen die deutſchen Regierungen dies ab, ſo wäre damit
die ernſtliche Behandlung des Reform Antrages ſelber abgelehnt.

Die Verantwortung für die weiteren Folgen des Scheiterns

Vor Kurzem war in einem ſüddeutſchen Blatte eine angebliche
öſterreichiſche Depeſche über die Schleswig Holſteinſche Angelegenheit
zu leſen, welche der Miniſter Graf Mensdorff an einen engliſchen
Staatsmann gerichtet haben ſollte, und welche die Auffaſſungen und
Abſichten Oeſterreichs nicht blos im ſchroffſten Gegenſatze zur Politik
Preußens, ſondern ebenſo ſehr im abſoluten Widerſpruche mit allen
bisherigen Aeußerungen der öſterreichiſchen Regierung ſelber darſtellte.
Die vermeintliche Depeſche erregte deshalb ſo großes Aufſehen und
Befremden, daß die Regierungszeitungen in Wien es gerathen fanden,
das Schriftſtück als unecht zu verläugnen.

Jnzwiſchen iſt eine unzweifelhaft echte Erklärung der öſterreichi-
ſchen Regierung bekannt geworden, welche zwar in gemäßigterer
Sprache und Form, doch in der Sache ganz ebenſo entſchieden wie
jene wunderliche verleugnete Depeſche den Abfall Oeſterreichs von

allen früheren Grundſätzen bekundet. l
An demſelben Tage, wo Oeſterreich im Widerſpruche mit ſeinen

vorherigen Abrüſtungs- Vorſchlägen Preußen anzeigte, daß es um
Italiens willen viel umfaſſendere Rüſtungen als zuvor machen müſſe,
und während gleichzeitig die ſichere Kunde einlief, daß auch die
Rüſtungen gegen Preußen ſtatt rückgängig gemacht zu werden, in
aller Eile verſtärkt wurden, ging von Wien auch eine Depeſche über
die Schleswig Holſteinſche Angelegenheit an die preußiſche Regierung.

Selten iſt einer Regierung unter dem Scheine des Friedens,
der Gerechtigkeit und der gemeinſamen Sache eine ſo verletzende und
ungerechte Zumuthung geſtellt worden, ſelten ſind unter dem Vor-
wande der Wiederherſtellung des Einverſtändniſſes aller Grundlagen
früherer Gemeinſchaft ſo offenbar verläugnet worden, wie in dieſer
öſterreichiſchen Erklärung.

Der rechtliche Boden aller Entſcheidungen über die Schleswig-
Holſteinſche Frage iſt gegenwärtig der Wiener Friedensvertrag, durch
welchen der König von Dänemark zu Gunſten Preußens und Oeſter
reichs auf alle ſeine Rechte an die Herzogthümer verzichtet und ſich
zugleich verpflichtet hat, die Verfügungen anzuerkennen, welche beide
Mächte darüber treffen würden.

Von dieſer unzweifelhaften rechtlichen Grundlage vermag die
öſterreichiſche Regierung nicht abzuſehen, aber ſie ſucht dieſelbe
durch eine völlig willkürliche Auslegung zu nichte zu machen, indem
ſie behauptet, „der natürlichſte Sinn“ jener Beſtimmung des Frie-
densvertrages ſei, daß Preußen und Oeſterreich „Verfügung über
die Herzogthümer zu Gunſten eines Dritten“ treffen ſollten.

Durch dieſe Behauptung wird augenſcheinlich allem geſunden
Verſtändniß Gewalt angethan. Der urſprüngliche und einzig natür
liche Sinn jener Beſtimmung iſt in dem Wortlaute klar enthalten
„die Herzogthümer ſind abgetreten nicht etwa blos zu Händen,“
ſondern eben „zu Gunſten Preußens und Oeſterreichs“, und dieſe
beiden Mächte können darüber frei verfügen, ſei es zu gemeinſchaft-
licher Herrſchaft (wie es in Schleswig Holſtein rechtlich und that-
ſächlich einſtweilen der Fall iſt), ſei es auf Grund gemeinſamer
Uebereinkunft (wie ſie für Lauenburg ſtattgefunden), zu Gunſten der
Herrſchaft eines der beiden Staaten ſei es endlich, wenn Beide
darin übereinſtimmen, auch zu Gunſten eines Dritten. Daß aber
Letzteres weder als der natürliche, noch als der urſprüngliche Sinn
des Friedensvertrages galt, davon giebt jeder Blick auf die gleich
zeitigen öffentlichen Aeußerungen Zeugniß.

Der „Dritte“ zu deſſen Gunſten Oeſterrei
Rechte abgetreten wiſſen will iſt kein Anderer, eng Friedrich
von Auguſtenburg. Die Depeſche beruft ſich dabei auf die von
Preußen Oeſterreich und am 28. Mai 1864 in London zu Gunſten
dieſes Prinzen abgegebene Erklärung.

Oeſterreich weiß aber ſehr wohl daß die Umſtände und Gründe,
um derentwillen jene Erklärung abgegeben wurde, jetzt nicht die
allergeringſte Bedeutung mehr haben.

Der durchgreifende Unterſchied zwiſchen damals und jetzt iſt,
daß damals noch der König von Dänemark nicht blos thatſächlich,
ſondern auch nach der rechtlichen Auffaſſung aller Großſtaaten der
Beſitzer der Herzozthümer war. Als ſich nun auf der Londoner
Conferenz die Möglichkeit darbot, durch Einſetzung des Prinzen von
Auguſtenburg die Herzogthümer unter Zuſtimmung Europa's für-
Deutſchland zu gewinnen, da trat Preußen, wie Oeſterreich für eine
ſolche Löſung ein. Dieſelbe ſcheiterte jedoch an dem Widerſtande
Dänemarks, der eine Fortſetzung des Krieges nöthig machte; inzwiſchen
hatte die preußiſche Regierung ſich auch ſchon damals überzeugen
müſſen, daß der Prinz kein Verſtändniß für die Bedingungen hatte,
unter welchen allein ſeine Einſetzung zum Segen Deutſchlands hätte
gereichen können.

Durch den weitern glücklichen Verlauf des Krieges ſind die
Herzogthümer an Deutſchland gelangt und die Rechte Dänemarks
an Preußen und Oeſterreich abgetreten worden. Während daher zu
dem Nothbehelf mit dem Auguſtenburger gar kein Anlaß mehr vor-
handen iſt, hat Preußen jetzt neben dem Jnterreſſe Deutſchlands
ſeine eigenen durch den Friedensvertrag gewonnenen Rechte zu
wahren. Durch das Gutachten des Kronſyndikats iſt die Ueberzeu-
gung der Regierung von ihrem Rechte beſtärkt und über jeden Zweifel
erhoben worden. Die öſterreichiſche Regierung beruft ſich ihrerſeits
darauf, daß ſie vom Londoner Vertrage niemals zurückgetreten ſei.
Nun denn: ſo muß auch für ſie vor Allem das im Londoner Ver
trage feſtgeſtellte Recht des Königs von Dänemark gelten, welches
durch den Wiener Vertrag in voller Kraft und Ausdehnung auf
Preußen und Oeſterreich übergegangen iſt.

Was das Recht des Auguſtenburgers betrifft, ſo braucht Oeſter
reich in dieſer Beziehung erſt kein Gutachten eines Kronſyndikats;
denn Oeſterreich hat die Auguſtenburgiſchen Rechte von jeher für
völlig nichtig erkärt. Aus der Menge von Zeugniſſen möge hier
nur eine Aeußerung ſtehen, welche der öſterreichiſche Miniſter Graf
Rechberg darüber vor Beginn des letzten däniſchen Krieges that.
Der engliſche Geſandte in Wien ſchrieb am 26. November 1863
nach London:

„Graf Rechberg ſagt mir, daß die Anſprüche des Prinzen von
Auguſtenburg ganz unhaltbar ſind und eine ernſte Prüfung nicht
beſtehen können. Der Vater des Prinzen hat durch eine feierliche
Urkunde und für immer in ſeinem eigenen und ſeiner Familie Namen
Verzicht geleiſtet weder er noch ſein Sohn, können ſich von dieſem
Verzicht losſagen, ſonſt iſt es mit Treu und Glauben auf Grund
von Verträgen vorbei.“

Dies iſt die Ueberzeugung welche die öſterreichiſche Regierung,
„geſtützt auf gute juriſtiſche Autoritäten“, ſich gebildet hatte. Die
öſterreichiſchen Autoritäten ſtimmten alſo ſchon damals mit der recht-
lichen Anſicht überein, welche in Preußen das Kronſyndikat vollends
zur Geltung gebracht hat.

Nach dieſer Auffaſſung ſind Preußen und Oeſterreich als die
Rechtsnachfolger des Königs von Dänemark die einzig berechtigten
Beſitzer der Herzogthümer, und es iſt nicht der mindeſte rechtliche
Grund vorhanden, zu Gunſten des Prinzen von Auguſtenburg auf
dieſe Stellung zu verzichten.

Oeſterreich aber will vor Allem dem deutſchen Bunde die Ent-
ſcheidung in die Hand legen: auch hierin tritt es in Widerſpruch
mit den Auffaſſungen, die es bisher gemeinſchaftlich mit Preußen
vertreten hat. Die Art aber, wie es die bundesmäßige Löſung
Preußen gegenüber auszuführen gedenkt, die Bedingungen, unter
welchen eine Verbindung der Herzogthümer mit Preußen bewilligt
werden ſoll, würden Preußen unter dem Schein von Zugeſtänd-
niſſen nur ſchwere Pflichten und Laſten auferlegen. Die geſammte
öffentliche Meinung Preußens hat ſofort erkannt, daß die Vorſchläge
Oeſterreichs darauf hinauskommen, „die Laſten unſeres Staates und
Volkes zu vermehren, ohne zugleich unſere Kräfte zu erhöhen.“ Die
vermeintlichen Vortheile gehen, wie ſich bei näherer Anſicht alsbald
ergiebt, in Wahrheit auf eine Beſchädigung Preußens hinaus.

Ohne für heute hierauf einzugehen, iſt das Eine klar, daß
Oeſterreich, indem es eine bundesmäßige Löſung auch gegen den
Willen Preußens in Ausſicht nimmt, ſich von dem Gaſteiner Ver
trage willkürlich losſagt.

Kein Wunder, daß dieſe Erklärung Oeſterreichs im Zuſammen
hang mit dem Verhalten in der Abrüſtungsfrage im ganzen preußiſchen
Volke das Bewußtſein belebt hat, daß es ſich in der Zurückweiſung
jener Anſichten und Zumuthungen um die Ehre und die höchſten
Intereſſen Preußens handelt.

Redaction, Druck und Verlag von L. Jurk. ZDJ)TZZZZAZZI
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